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1 8 5 . Bundesgesetz: Rohstofflenkungsgesetz 1949.
1 8 6 . Bundesgesetz: Tabakmonopol.

185. Bundesgesetz vom 30. Juni 1949 über
die Lenkung des Verkehrs von industriellen
Rohstoffen und Halbfabrikaten (Rohstoff-

lenkungsgesetz 1949).

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Lieferung und der Bezug von Waren
der im nachfolgenden bezeichneten Warengruppen
unterliegt der Genehmigung des Bundesmini-
steriums für Handel und Wiederaufbau, insoweit
dies durch Anordnungen, die die näheren Be-
stimmungen über das Genehmigungsverfahren zu
enthalten haben, bestimmt wird; in der gleichen
Weise können für die genannten Waren Liefer-
auflagen vorgeschrieben werden:

1. Eisenschrott einschließlich Gußbruch,
2. Rohblei, -zink, -zinn, -nickel, -kupfer und

Kupferlegierungen und Altmetalle,
3. Erdöl und seine Derivate, Benzol,
4. Häute und Felle von Rind, Roß, Kalb und

daraus hergestelltes Leder,
5. Anthrazit, Steinkohle, Braunkohle, Lignite,

Koks, Briketts,
6. Wolle, Baumwolle, Zellwolle, Kunstseide,

Flachs, Hanf, Jute, Hadern (auch Halbfabrikate
und Garne).

§ 2. Vom Tage des Inkrafttretens dieses Bundes-
gesetzes an dürfen Unternehmungen, die der
Genehmigungspflicht gemäß § 1 unterliegende
Waren erzeugen, bearbeiten, verarbeiten, ver-
brauchen, einlagern, für sich oder andere ver-
wahren oder damit handeln, Rechtsgeschäfte über
solche Waren nur im Rahmen der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes und der in dessen Durch-
führung erlassenen Anordnungen abschließen.

§ 3. Die Anordnungen gemäß § 1 erläßt das
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau nach Anhörung des Rohstofflenkungsaus-
schusses (§ 8). Sie sind in der „Wiener Zeitung"
kundzumachen und treten am dritten Tage nach
ihrer Kundmachung in Wirksamkeit.

§ 4. (1) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann zum Zwecke der Durch-
führung des Genehmigungsverfahrens die im § 2
genannten Unternehmungen verpflichten, Mel-

dungen über die Erzeugung, Bearbeitung und Ver-
arbeitung genehmigungspflichtiger Waren (§ 1),
den Zu- und Abgang sowie den Lagerbestand an
diesen Waren zu den von ihm festzusetzenden
Terminen zu erstatten sowie Auskünfte über
Betriebsverhältnisse zu erteilen.

(2) Behörden, Ämter und Anstalten des Bundes,
der Länder, der Gemeinden und der öffentlich-
rechtlichen Körperschaften, zu deren Gunsten Ge-
nehmigungen gemäß § 1 erteilt wurden, haben dem
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau
auf Aufforderung Auskünfte über ihre Betriebs-
und Versorgungsverhältnisse zu erteilen.

§ 5. (1) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau oder die von ihm beauftragten
Stellen (§ 6) können durch gehörig legitimierte
Organe die gemäß § 4 zu erteilenden Meldungen
und Auskünfte überprüfen lassen und, sofern die
Meldepflichtigen die angeforderten Meldungen
nicht zeitgerecht abgegeben haben, diese an Ort
und Stelle auf Kosten des Meldepflichtigen fest-
stellen lassen.

(2) Diesen Organen ist jederzeit Zutritt zu den
Betriebsstätten und Lagerräumen und die Einsicht-
nahme in die Aufzeichnungen zu gewähren sowie
jede für die Überprüfung erforderliche Auskunft
zu erteilen.

§ 6. Das Bundesministern!!« für Handel und
Wiederaufbau kann zur Durchführung der ihm aus
diesem Gesetz erwachsenden Aufgaben die Ein-
richtungen der gesetzlichen Interessenvertretungen
und der für die Produktions- und Absatzregelung
bestehenden gemeinsamen Organisationen der Er-
zeuger genehmigungspflichtiger Waren und solcher
Organisationen der Händler mit diesen Waren
heranziehen.

§ 7. Wer den Bestimmungen dieses Gesetzes
unterliegende Waren im Außenhandelsverkehr
einführt, hat dies anläßlich der Anmeldungen zur
Zollabfertigung auf dem vorgeschriebenen Form-
blatt dem zuständigen Zollamt zu melden.

§ 8. (1) Zur Beratung und Begutachtung der
Fragen der in diesem Bundesgesetz vorgesehenen
Regelung wird beim Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau ein Rohstofflenkungs-
ausschuß errichtet. Der Rohstofflenkungsausschuß
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setzt sich aus je sechs Vertretern der Bundes-
kammer der gewerblichen Wirtschaft und des
Österreichischen Arbeiterkammertages und aus je
zwei Vertretern der Landwirtschaftskammer für
Niederösterreich und Wien als geschäftsführende
Stelle der Landwirtschaftskammern Österreichs
und des Österreichischen Gewerkschaftsbundes zu-
sammen. Die Vertreter werden auf Vorschlag der
entsendenden Interessenvertretung vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau be-
stellt.

(2) Den Vorsitz im Rohstofflenkungsausschuß
führt der Bundesminister für Handel und Wieder-
aufbau, der sich von einem Beamten seines Mini-
steriums vertreten lassen kann. Der Rohstoff-
lenkungsausschuß ist nach Bedarf, mindestens aber
einmal vierteljährlich, vom Vorsitzenden ein-
zuberufen. Darüber hinaus kann er vom Vor-
sitzenden jederzeit einberufen werden. Er ist ein-
zuberufen, wenn der begründete Antrag einer der
im Ausschuß vertretenen Körperschaften es ver-
langt.

(3) Der Rohstofflenkungsausschuß gibt sich seine
Geschäftsordnung selbst; diese bedarf der Ge-
nehmigung des Bundesministeriums für Handel
und Wiederaufbau.

§ 9. (1) Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau kann zur Deckung des Aufwandes,
der sich bei der Durchführung der vorgesehenen
Aufgaben ergibt, Kostenbeiträge einheben. Die
Höhe dieser Kostenbeiträge wird vom Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen auf Vorschlag des Rohstofflenkungs-
ausschusses durch Anordnung bestimmt.

(2) Dem Bundesministerium für Hande l und
Wiederaufbau steht das Recht zu, rückständige
Kostenbeiträge im Verwaltungswege einzubringen.

§ 10. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund
dieses Gesetzes ergangenen Anordnungen werden,
sofern nicht ein gerichtlich zu verfolgender oder
nach anderen Vorschriften strenger zu ahndender
Tatbestand vorliegt, von der örtlichen zuständigen
Bezirksverwaltungsbehörde als Verwaltungsüber-
tretungen mit Geld bis zu 500.000 S oder mit
Arrest bis zu sechs Monaten bestraft.

§ 11 . Das Mitglied des Rohstofflenkungs-
ausschusses, das während der Dauer seiner Be-
stellung oder nach Erlöschen seiner Funktion ein
ihm bei Ausübung seiner Tätigkeit bekannt-
gewordenes und als solches bezeichnetes Geschäfts-
oder Betriebsgeheimnis durch Mitteilung oder Ver-
öffentlichung verletzt oder es zu seinem Vorteil
oder eines anderen Vorteil verwertet, wird, wenn
die Handlung nicht nach einer anderen Vorschrift
mit strengerer Strafe bedroht ist, wegen Vergehens
mit Arrest von drei Monaten bis zu zwei Jahren
bestraft.

§ 12. (1) Dieses Bundesgesetz tri t t rückwirkend
mit 1. Juli 1949 in Kraft.

(2) Die Wirksamkeit dieses Bundesgesetzes er-
lischt mit 31. Dezember 1949.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Hande l und
Wiederaufbau betraut.

Renner
Figl Kolb

1 8 6 . Bundesgesetz vom 13. Juli 1949 über
das Tabakmonopol.

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeine Bestimmungen.

G e g e n s t a n d d e s M o n o p o l e s .

§ 1. Tabak, roh oder bearbeitet, und Tabak-
waren sowie deren Abfälle werden als Monopol-
gegenstände der Verfügung des Bundes im Sinne
der Bestimmungen dieses Gesetzes vorbehalten
(Tabakmonopol).

§ 2. Unter Tabak werden nicht bloß die Blät-
ter, Rippen und Abfälle von der Tabakpflanze,
sondern überhaupt alle Pflanzenstoffe verstanden,
die als Tabakersatzmittel für sich allein oder ge-
mengt mit Tabak oder anderen Stoffen verwendet
und durch besondere Kundmachung, die im Ein-
vernehmen mit den Bundesministerien für Handel
und Wiederaufbau und Land- und Forstwirt-
schaft zu erlassen ist, ausdrücklich als solche be-
zeichnet werden.

§ 3. Tabakwaren im Sinne dieses Gesetzes sind:

1. Tabakerzeugnisse, das sind Zigarren, Ziga-
retten, Feinschnitt, Pfeifentabak, Kau- und
Schnupftabak sowie Tabakextrakt (Tabaklauge)
im Sinne der bestehenden Tabaksteuervorschriften.

2. Erzeugnisse aus Tabakersatzmitteln, die
durch besondere Kundmachung ausdrücklich als
unter die Bestimmungen dieses Gesetzes fallend
erklärt werden.

M o n o p o l g e b i e t .

§ 4. Monopolgebiet ist das Zollgebiet der Re-
publik Österreich.

E i n - , A u s - u n d D u r c h f u h r .

§ 5. (1) Die Ein- und Ausfuhr von Gegenständen
des Tabakmonopoles über die Grenzen des Zoll-
gebietes ist ohne besondere Bewilligung des Bun-
desministeriums für Finanzen verboten; dieses
kann die Zuständigkeit zur Erteilung der Bewilli-
gung an die nachgeordneten Finanzbehörden
übertragen.

(2) Die Durchfuhr von Gegenständen des
Tabakmonopoles kann das Bundesministerium für
Finanzen einschränken oder verbieten.
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(3) Für die Einfuhr von Gegenständen des
Tabakmonopoles ist eine Monopolabgabe zu ent-
richten, die durch Verordnung, die der Zustim-
mung des Hauptausschusses des Nat ional ra tes
bedarf, festgesetzt wi rd und deren H ö h e das Dre i -
fache der inländischen Verbrauchsbesteuerung nicht
übersteigen darf. Die Monopolabgabe ist Steuer
im Sinne der Abgabenordnung. Eine Tabaksteuer
ist bei der Einfuhr nicht zu erheben.

(4) Die Bewilligung der Aus- und Durchfuhr
kann an die Entrichtung einer Kontrol lgebühr
geknüpft werden, deren H ö h e höchstens ein
Zehntel der bei der Einfuhr entfallenden Abgaben
betragen darf; die H ö h e und A r t der Entrichtung
wi rd vom Bundesministerium für Finanzen fest-
gesetzt.

(5) Eine Bewilligung nach Abs. (1) für Gegen-
stände des Tabakmonopoles ist nicht erforderlich:

a) wenn sie für die Monopolverwaltung oder
b) wenn sie zum unmittelbaren Gebrauche der

beglaubigten diplomatischen Personen be-
stimmt sind;

c) im Reisendenverkehr oder im kleinen
Grenzverkehr im Sinne der bestehenden
Zollvorschriften.

M o n o p o l h o h e i t .

§ 6. Die Monopolhoheit üben das Bundesmini-
sterium für Finanzen und die diesem nachgeord-
neten Finanzbehörden aus.

M o n o p o l v e r w a l t u n g .

§ 7. Die Verwaltung des Tabakmonopoles ob-
liegt der Austria Tabakwerke A. G., vorm. Öster-
reichische Tabakregie. Die Verwaltung umfaßt
die Erzeugung, Bearbeitung und Verwendung von
Monopolgegenständen sowie deren Verschleiß
unter Handhabung der geltenden Besetzungs- und
Verschleißvorschriften.

B e i s t a n d s l e i s t u n g z u m S c h u t z e des
M o n o p o l e s .

§ 8. (1) Treffen Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes jemanden bei einer Zuwiderhandlung
gegen die Vorschriften dieses Gesetzes an, haben
sie den Täter anzuhalten und dem nächsten
Finanzamte (Steueraufsichtsstelle), Zollamte
(Dienststelle der Zollwache) oder der nächsten
Sicherheitsbehörde vorzuführen oder nach vor-
läufiger Feststellung des Tatbestandes die Anzeige
zu erstatten.

(2) Die Bediensteten der öffentlichen Verkehrs-
anstalten mit Ausnahme der Postanstalt haben
die ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt-
gewordenen oder von ihnen entdeckten Zuwider-
handlungen gegen die Monopolvorschriften tun-
lichst nach vorläufiger Feststellung des Tatbestan-
des dem nächsten Finanzamte (Steueraufsichts-
stelle), Zollamte (Dienststelle der Zollwache) oder

der nächsten Sicherheitsbehörde oder deren
Organen anzuzeigen.

II. Erzeugung, Bearbeitung und Verwendung
von Gegenständen des Tabakmonopoles.

V e r b o t e n e E r z e u g u n g .

§ 9. (1) Verbotene Erzeugung von Tabak liegt
vor, wenn jemand ohne Bewilligung des Bundes-
ministeriums für Finanzen

1. Tabak anbaut,
2. Tabak, der ohne Anbau wächst, pflegt oder
3. die zum Verbrauche als Tabak geeigneten

Blätter, Rippen, Stengel, Strünke oder Abfälle
von Tabakpflanzen einsammelt oder aufbewahrt.

(2) Die Erteilung der Bewilligung zur Erzeu-
gung von Tabak kann an Bedingungen und Auf-
lagen geknüpft werden.

§ 10. (1) Verbotene Erzeugung von Tabak liegt
auch vor, wenn jemand zwar zu dessen Erzeugung
die Bewilligung seitens des Bundesministeriums
für Finanzen erhielt, jedoch das bewilligte Ver-
fahren an anderen als den ihm zugewiesenen
Orten ausübt oder zum Anbau Tabaksamen ver-
wendet, der von der Monopolverwaltung nicht
zugelassen wurde.

(2) Verbotene Erzeugung liegt ebenfalls vor,
wenn jemand Tabak in einem größeren Ausmaß,
als ihm bewilligt wurde, erzeugt. Das Bundes-
ministerium für Finanzen kann jedoch durch Ver-
ordnung für die Überschreitung der Menge ein
Höchstmaß, bis zu welchem Straffolgen nicht ein-
treten, und eine Ordnungsstrafe bis zum Betrage
von 50.000 S für jene Erzeuger von Tabak fest-
setzen, deren Erzeugungsmenge das festgesetzte
Höchstmaß überschreitet.

V e r b o t e n e B e a r b e i t u n g .

§ 11. Verbotene Bearbeitung von Tabak liegt
vor, wenn jemand ohne Bewilligung des Bundes-
ministeriums für Finanzen Tabak, der nicht aus
den Erzeugungs- und Verschleißstellen des Mono-
poles bezogen wurde, auf irgendeine Art zu-
richtet.

V e r b o t e n e V e r w e n d u n g .

§ 12. Verbotene Verwendung von Gegenstän-
den des Tabakmonopoles liegt vor, wenn jemand
diese Gegenstände

1. ohne Bewilligung der Monopolverwaltung
aus den Orten der Erzeugung, Bearbeitung oder
Aufbewahrung, in denen sich dieselben unter der
Verbindlichkeit der Ablieferung an die Monopol-
verwaltung befinden, oder aus den Niederlagen der
Monopolverwaltung oder ihrer Bevollmächtigten
entfernt und sie hiedurch dem Besitze der Mono-
polverwaltung unmittelbar oder der Ablieferung
an dieselbe entzieht,
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2. ganz oder zum Teile der Ablieferung an die
Monopolverwaltung dadurch entzieht, daß er sie
selbst verbraucht, jemandem anderen überläßt
oder, ohne hiezu durch höhere Gewalt gezwungen
zu sein, über den Zeitpunkt der Ablieferung hin-
aus zurückbehält.

III. Verkehr mit Gegenständen des
Tabakmonopoles.

V e r ä u ß e r u n g , V e r p f ä n d u n g u n d
E r w e r b u n g .

§ 13. Gegenstände des Tabakmonopoles dürfen
ohne ausdrückliche Bewilligung des Bundesmini-
steriums für Finanzen weder veräußert noch ver-
pfändet werden. Niemand darf diese Gegenstände
von jemandem erwerben, der die Bewilligung
zum Verkaufe am Ort der Veräußerung nicht
besitzt. Die verbotswidrig abgeschlossenen Rechts-
geschäfte sind ohne rechtliche Wirkung.

V e r s c h l e i ß d e r G e g e n s t ä n d e d e s
T a b a k m o n o p o l e s .

§ 14. Die Gegenstände des Tabakmonopoles
dürfen an die Verbraucher nur zu den Preisen
abgegeben werden, die vom Bundesministerium
für Finanzen mit Zustimmung des Hauptaus-
schusses des Nationalrates festgesetzt und im
Amtlichen Teil der „Wiener Zeitung" kund-
gemacht werden.

§ 15. (1) Für den Verschleiß der Gegenstände
des Tabakmonopoles sowohl im großen als auch
im kleinen an die Verbraucher werden durch die
Monopolverwaltungssteilen in den einzelnen
Bundesländern in ihrem Wirkungsbereich Ver-
schleißer in der erforderlichen Anzahl und an den
hiezu geeigneten Orten bestellt, die zum Ver-
schleiß aller Tabakwaren nach Weisung der
Monopolverwaltung berechtigt und verpflichtet
sind.

(2) Den Verschleißern ist verboten, die zum
Absatz übertragenen Gegenstände umzugestalten
oder ihnen wie immer geartete fremde Stoffe zu-
zusetzen; sie haben die jeweils von der Monopol-
verwaltung festgesetzten Verkaufsbedingungen zu
beachten.

§ 16. (1) Durch besondere Anordnung der Mo-
nopolverwaltung können Bestimmungen über die
Bezeichnung der Gegenstände des Tabakmono-
poles und über ihre Verpackung nach Menge und
Art, in der sie allein zum Verkaufe gelangen
dürfen (Originalpackung), getroffen werden.

(2) Monopolgegenstände, die aus dem Auslande
vorschriftsmäßig (§ 5) bezogen werden, können
nach näherer Anordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom Abfertigungszollamte unab-
hängig von der Bestätigung über das erfolgte
Zollverfahren mit einem deutlichen Hinweis auf
die erfolgte Durchführung desselben versehen
werden.

E x e k u t i o n s b e s c h r ä n k u n g e n .

§ 17. Gegenstände des Tabakmonopoles, die
auf Grund der erteilten Bewilligung (§ 9) mit der
Verbindlichkeit der Ablieferung erzeugt oder be-
arbeitet werden, sind der Exekution entzogen.

§ 18. Auf die Geräte, Vorrichtungen oder Erfor-
dernisse der Erzeugung oder Bearbeitung von ab-
lieferungspflichtigen Gegenständen des Tabak-
monopoles findet ohne Zustimmung der Finanz-
landesdirektion eine abgesonderte Exekution nicht
statt.

IV. Sicherstellung im Aufsichtswege.

§ 19. (1) Gegenstände des Tabakmonopoles, die
1. den Bestimmungen des § 5 zuwider ein-, aus-

oder durchgeführt,
2. verbotswidrig erzeugt oder bearbeitet (§§ 9,

10 und 11),
3. verbotswidrig in Verkehr gesetzt werden

(§ 13) oder
4. deren Herkunft oder Erwerb nicht nachge-

wiesen werden kann,
sind samt den dazugehörigen Umschließungen
von den finanzbehördlichen Überwachungsorganen
sicherzustellen.

(2) Für das weitere Verfahren sind die Be-
stimmungen sinngemäß anzuwenden, die für
Zwecke der Verbrauchsteuern zur Sicherstellung
im Aufsichtswege gelten; die auf Grund des
Sicherstellungsverfahrens sichergestellten Mono-
polgegenstände sind zugunsten der Monopol-
verwaltung für verfallen zu erklären.

V. Strafbestimmungen.

M o n o p o l v e r g e h e n .

§ 20. (1) Wer vorsätzlich den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes zuwider Gegenstände des
Tabakmonopoles erzeugt, bearbeitet, verwendet,
veräußert oder verpfändet, macht sich, sofern die
Tat nicht nach anderen Vorschriften strenger
strafbar ist, einer Monopolhinterziehung schuldig.

(2) Der Versuch einer Monopolhinterziehung ist
strafbar.

§ 21. (1) Wer um seines Vorteiles willen Gegen-
stände des Tabakmonopoles, hinsichtlich deren
eine Monopolhinterziehung verübt wurde, ohne
Bewilligung der Monopolverwaltung ankauft,
zum Pfand nimmt oder an sich bringt, oder wer
solche Gegenstände verheimlicht, macht sich der
Monopolhehlerei schuldig. Der Monopolhehler ist
auch dann strafbar, wenn die Person, die die
Monopolhinterziehung begangen hat, nicht schuld-
fähig ist.

(2) Der Versuch der Monopolhehlerei ist straf-
bar.
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§ 22. (1) Monopolhinterziehung und Monopol-
hehlerei werden mit einer Geldstrafe bis zu
500.000 S bestraft. Neben der Geldstrafe kann
strenger Arrest bis zu zwei Jahren verhängt
werden.

(2) Die für die vollendete Tat angedrohte Strafe
gilt auch für den Versuch.

§ 23. Wer die im § 22 bezeichneten Hand-
lungen fahrlässig begeht, wird wegen Monopol-
gefährdung mit einer Geldstrafe bis zu 50.000 S,
im Nichteinbringungsfall mit Arrest bis zu drei
Monaten bestraft.

§ 24. (1) Bei Verurteilung wegen Monopol-
hinterziehung, Monopolhehlerei oder Monopol-
gefährdung ist auf Verfall der den Gegenstand
der strafbaren Handlung bildenden Monopol-
gegenstände sowie der Beförderungsmittel, die der
Täter zur Begehung der Tat benützt hat, und im
Fälle der unbefugten Herstellung der Monopol-
gegenstände auf Verfall der zu ihrer Herstellung
gebrauchten oder bestimmten Gerätschaften zu
erkennen, ohne Rücksicht darauf, wem diese Ge-
genstände oder Gerätschaften gehören. Dem Ver-
fall unterliegen nicht solche Beförderungsmittel,
die dem allgemeinen Verkehr dienen und unab-
hängig von den Weisungen des Fahrgastes oder
Benützers verkehren.

(2) Kann auf Verfall der im Abs. (1) bezeich-
neten Gegenstände nicht erkannt werden, ist auf
Erlegung ihres Wertes und, soweit dieser nicht zu
ermitteln ist, auf Zahlung einer Geldsumme bis
zu 500.000 S zu erkennen.

(3) Monopolgegenstände verfallen zugunsten
der Monopolverwaltung.

(4) Ist die Verfolgung oder Verurteilung einer
bestimmten Person nicht durchführbar, so kann
vom Finanzamt selbständig auf Verfall der im
Abs: (1) bezeichneten Gegenstände erkannt
werden.

§ 25. Zuwiderhandlungen gegen die Bestim-
mungen dieses Gesetzes, die nicht unter die T a t -
bestände der §§ 20, 21 und 23 fallen, werden als
Monopolordnungswidrigkeiten mit einer Geld-
strafe bis zu 10.000 S, im Nichteinbringungsfall
mit Arrest bis zu einer Woche geahndet.

§ 26. Die Vorschriften der §§ 391, 395, 398,
399, 410, 415 bis 417 und 419 der Abgabenord-
nung sind entsprechend anzuwenden. Dabei sind
die Monopolvergehen den Steuervergehen und
Monopolordnungswidrigkeiten den Steuerord-
nungswidrigkeiten und dieses Bundesgesetz den
Steuergesetzen gleichzuhalten.

V e r f a h r e n .

§ 27. (1) In der Regel hat das Finanzamt, in
dessen Sprengel die Tat begangen oder der Täter
betreten worden ist oder dieser seinen Wohnsitz
oder Aufenthalt hat, den Sachverhalt zu er-

forschen. Nur wenn der Beschuldigte verhaftet
und dem Gericht eingeliefert worden ist, obliegt
die Untersuchung dem nach der Strafprozeßord-
nung zuständigen Gericht.

(2) Die Entscheidung steht dem Finanzamt zu,
wenn es — von den Nebenstrafen abgesehen —
auf keine strengere Strafe als auf eine Geldstrafe
oder auf eine Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten
allein oder in Verbindung mit einer Geldstrafe
erkennen will. Ansonsten und wenn der Beschul-
digte dem Gericht eingeliefert ist, steht die Ent -
scheidung dem Gericht zu.

(3) Erkennt das Finanzamt auf eine Geldstrafe
oder auf den Erlag des Wertes von Gegenständen,
deren Verfall nicht vollzogen werden kann, so
setzt es zugleich die im Falle der Uneinbringlich-
keit an die Stelle dieser Strafbeträge tretende
Arreststrafe fest, sofern es eine Ersatzfreiheits-
strafe von höchstens drei Monaten als ausreichend
erachtet.

(4) Im Strafbescheid sind außer der Strafe die
strafbare Handlung, das Strafgesetz und die
Beweismittel anzugeben. Der Strafbescheid hat
ferner die Entscheidungsgründe und die Rechts-
mittelbelehrung zu enthalten.

§ 28. Gegen den Strafbescheid steht dem Be-
schuldigten und den Nebenbeteiligten das Rechts-
mittel der Beschwerde zu.

§ 29. Das Finanzamt ha t bei Vollstreckung
der von ihm verhängten Freiheits- und Ersatz-
freiheitsstrafen nach den Bestimmungen des Ver-
waltungsstrafgesetzes vom 21 . Juli 1925, B . G . B l .
N r . 275, zu verfahren.

§ 30. (1) H a t das Finanzamt von der Fest-
setzung der Ersatzfreiheitsstrafe Abstand genom-
men und in der Folge die Geldstrafe oder den
Wertersatz [§ 27, Abs. (3)] ohne Erfolg einzu-
bringen versucht oder nur zum Teil herein-
gebracht, so stellt es beim Gericht den Antrag
auf Festsetzung der den aushaftenden Beträgen
entsprechenden Ersatzfreiheitsstrafe (§ 30).

(2) Das Gericht setzt die Ersatzfreiheitsstrafe
in nichtöffentlicher Sitzung durch Beschluß fest.
Sie darf zwei Jahre Arrest nicht übersteigen.

(3) Zuständig ist der Gerichtshof erster Instanz,
in dessen Sprengel das Finanzamt gelegen ist, das
den Strafbescheid erlassen hat . Vor der Ent-
scheidung sind der Staatsanwalt, jene Personen,
gegen die der Stafbescheid erlassen worden ist,
u n d das Finanzamt zu hören.

(4) Gegen den Beschluß steht dem Staatsanwalt
und dem von der Strafe Betroffenen die Be-
schwerde offen. Die Beschwerde ist binnen acht
Tagen einzubringen und hat keine aufschiebende
Wirkung.

§ 31 . Im übrigen sind im Verfahren vor dem
Finanzamt die Bestimmungen der §§ 420, 421,
Abs. (3), 422 bis 424, 427 bis 431, 433 bis 446,
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447, Abs. (1) und (3), 448, 449, 451 bis 456, 458
bis 460, 468, 471, 474 bis 477 der Abgabenord-
nung entsprechend anzuwenden.

§ 32. Für das Verfahren vor dem Gericht
gelten, soweit dieses Bundesgesetz nichts anderes
bestimmt, die Vorschriften der Strafprozeßord-
nung; die §§ 471 und 474 der Abgabenordnung
sind entsprechend anzuwenden.

Z u s a m m e n t r e f f e n v o n M o n o p o l -
v e r g e h e n u n d S t e u e r v e r g e h e n .

§ 33. (1) Begründet die T a t zugleich ein
Monopolvergehen und ein Steuervergehen oder
hat der Täter durch mehrere selbständige Hand-
lungen ein Monopolvergehen und ein Steuerver-
gehen begangen, so ist das Verfahren wegen beider
Vergehen gemeinsam nach den Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes (§§ 27 bis 32) durch-
zuführen.

(2) Die Vorschriften des § 418 der Abgaben-
ordnung sind entsprechend anzuwenden. Dabei
sind Monopolvergehen den Steuervergehen und
dieses Bundesgesetz den Steuergesetzen gleich-
zuhalten.

VI. Schluß- und Übergangsbestimmungen.
§ 34. § 3, Ziffer 1, des Gewerbesteuergesetzes

vom 1. Dezember 1936, Deutsches R. G. Bl. I
S. 979, gilt für das Tabakmonopol nicht.

§ 35. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am fünf-
zehnten Tage nach seiner Kundmachung in Kraft.

(2) Mit dem Wirksamkeitsbeginn dieses Bundes-
gesetzes treten die Bestimmungen des XI . Haupt -
stückes der Zoll- und Staatsmonopolordnung
(Kaiserliches Patent vom 11. Juli 1835, Pol.Ges.
Slg., Bd. 61 , N r . 120), soweit sie auf Tabak Be-
zug haben, außer Kraft.

(3) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf
die gemäß Abs. (2) aufgehobenen Bestimmungen
der Zoll- und Staatsmonopolordnung Bezug ge-
nommen wird, treten die entsprechenden Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes an ihre Stelle.

(4) Die geltenden Tabaksteuervorschriften wer-
den durch dieses Bundesgesetz nicht berührt .

§ 36 . Auf die bei Wirksamkeitsbeginn dieses
Bundesgesetzes anhängigen Verfahren wegen
Steuervergehen findet § 33 keine Anwendung .

§ 37. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesministerium für Finanzen
betraut .

(2) Bei der Erlassung der Durchführungs-
bestimmungen zu den §§ 9 und 10 ist das Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Land -
und Forstwirtschaft herzustellen.

(3) Die Durchführungsverordnungen können
bereits von dem der Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes folgenden T a g an erlassen werden.
Sie treten frühestens zugleich mit diesem Bundes-
gesetz in Kraft .

Renner
Figl Zimmermann Kraus


